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Anhang 11-2: Formular zur Umwelterklärung 

Bezeichnung des Vorhabens: S 21, PFA 1.1, 13. Planänderung Trassierung Zentrale Baulogistik 

I Nr. Fragen: 
11. Flächen,-tBodenverbrauch 

1a Werden außerhalb des Oberbaus mehr als 10 ha 
neu versiegelt? 

Ja D 
nein l:8l 

Entscheidungsempfehlung (EBA) 

UVP wird empfohlen 
Nächste Frage 
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1b Werden außerhalb des Oberbaus mehr als 50 mL 

dauerhaft neu versiegelt? 
(abweichend davon gelten in einigen Bundesländern 
abweichende Werte, vgl. Anhang 11-3) 

ja D Eine UVP-Pflicht ergibt sich aus diesem 
Tatbestand nicht. Eingriffsregelung ab­
arbeiten und Naturschutzbehörden betei­
ligen. Nächste Frage. 

nein l:8l Nächste Frage 

·I 

1c Wird im Zuge der Bauarbeiten eine unbefestigte ja D 
Fläche von mehr als 100 m2 bauzeitlich als Zufahrt, 
Baueinrichtungsfläche, Lager etc. in Anspruch ge-
nommen? 

+ Eine UVP-Pflicht ergibt sich aus diesem 
Tatbestand nicht. Eingriffsregelung ab­
arbeiten und Naturschutzbeh. beteiligen. 
Nächste Frage 

1d 

1e 

nein l:8l 
Finden außerhalb des Oberbaus Bodenbewegungen ja D 
im Umfan von mehr als 200 000 m3 statt? nein l:8l 
Finden außerhalb des Oberbaus Bodenbewegungen ja D 
von mehr als 800 m3 statt? 
(abweichend davon gelten in einigen Bundesländern 
abweichende Werte, vgl. Anhang 11-3) 

Nein l:8l 
12. Nichtstoffliche Immissionen 

+ Nächste Frage 

+ UVP wird empfohlen 
+ Nächste Frage 

+ Eine UVP-Pflicht ergibt sich aus diesem 
Tatbestand nicht. Eingriffsregelung ab­
arbeiten und Naturschutzbeh. beteiligen. 
Nächste Frage 

+ Nächste Frage 

2a Können durch das Vorhaben die Grenzwerte der 26. ja D + UVP wird empfohlen 
BlmSchV überschritten werden und ist der fragliche 
Bereich allgemein zugänglich bzw. Privatgelände Nein l:8l + Nächste Frage 
außerhalb des Betriebsoeländes? 

2b Können mit dem Vorhaben baubedingt Sprengun­
gen, 
erhebliche Erschütterungen oder Lärmimmissionen 
verbunden sein? 

ja D 

nein l:8l 

+ Sondergutachten erforderlich. Über die 
UVP ist nach Vorlage des Gutachtens zu 
entscheiden. 

+ Nächste Frage 

2c Können durch das Vorhaben betriebsbedingt erhebli- ja 
ehe Lärm- / Erschütterungsimmissionen entstehen? 

D + UVP wird empfohlen 

l 3. stoffliche Emissionen/ Unfallrisiken · 

3a 

3b 

Können beim Vorhaben bau- oder betriebsbedingt ja D 
gefährliche Abfälle anfallen? 

Nein l:8l 

Können durch bau- oder betriebsbedingte Emissio- ja D 
nen die Prüf-, Maßnahmen- oder Vorsorgewerte 
nach Anhang 2 zur Bundes-Bodenschutz- und Alt­
lastenverordnung überschritten werden? 

nein l:8l 

+ Die abfallrechtliche Kurzdarstellung 
(Anhang 11-4) ist vorzulegen. Wenn hier­
durch schädliche Umwelt- und Gesund­
heitsauswirkungen nicht sicher ausge­
schlossen werden können, wird eine 
UVP empfohlen. Zuständige Behörde 

+ beteiligen. 
Nächste Frage 

+ UVP wird empfohlen, sofern der Vorha­
benträger nicht gesondert begründet, 
dass erhebliche nachteilige Umwelt­
auswirkungen nicht zu erwarten sind. 

+ Nächste Frage. 

3c Können durch das Vorhaben schädliche Bodenver- ja 
änderungen, Verdachtsflächen, Altlasten, altlasten­
verdächtige Flächen oder Deponien mobilisiert oder 
verändert werden? 

D + Ein Bodengutachten ist vorzulegen. 

(gilt nur für im Boden verbleibende, belastete Sub­
strate. Für die zu entsorgenden Substrate ist aus­
schließlich Frage 3a einschlägig) 

Nein l:8l 

Wenn hierdurch schädliche Umwelt- und 
Gesundheitsauswirkungen nicht sicher 
ausgeschlossen werden können, wird 
eine UVP empfohlen. Zuständige Beh. 
beteiligen. 

+ Nächste Frage 
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Kann sich durch das Vorhaben die Unfallgefahr 
erhöhen? nein 

3e Kann das Vorhaben zu einer erheblichen Erhöhung. ja 

.4 

Sa 

Sb 

Sc 

Sd 

von Luftverunreini un en'führen? nein 

Liegt im Wirkraum des Vorhabens ein FFH- Gebiet ja D 
oder Vogelschutzgebiet? 

Nein [81 

Findet das Vorhaben in einem ja D 
• Nationalpark, 

Naturschutzgebiet, 
• Biosphärenreservat, 
• Wasserschutzgebiet (Zone 1) oder 
• Nationalen Naturmonument 
statt und kann es der Schutzverordnung zuwiderlau­
fen? 

Findet das Vorhaben in 
Landschaftsschutzgebieten und Biosphärenre­
servaten (ohne Kernzonen) 

• Naturparke (soweit durch Rechtsverordnung 
geschützt) 

statt und kann es der Schutzverordnung zuwiderlau­
fen bzw. können durch das Vorhaben 
• Naturdenkmale, 
• geschützte Landschaftsbestandteile, 
• Biotope nach § 30 BNatSchG 
unmittelbar beeinträchti!:it werden? 
Findet das Vorhaben .in 
• Bodenschutzgebieten, 
• Wasserschutzgebieten (außer Zone 1) 
• Heilquellenschutzgebieten, 
• Schutzgebieten nach dem Bundeswaldgesetz 
statt und kann es der Schutzverordnung zuwiderlau­
fen? 

Nein [81 

ja D 

Nein [81 

ja D 

nein [81 

Entsc.tieidung�!3mpfehlung·(EBA) 
+ uvr:>2,Mtc1,ijn;ipfi:lhi�ti 
+ Nächste Frage 

+ ti�e.:�,rc1ii;lm�fi:ifi1�Q 
+ Nächste Frage 

·r:lj�tifl�ne 
ebiete.s 

IBO ijJfäJ\\!ej![�::tl: . ;;iff[5i . 
Alle nach § 3 Abs. 3 UmwRBG aner­
kannten Vereinigungen sind im Ver­
fahren zu beteiligen. Dies gilt auch 
für die Durchführung eines Plange-
nehmigungsverfahrens. 
Nächste Frage 

U\/P Wirder:npfohlen;.·Aµf eine UVP 
kann in Einverrie9men rnit den zÜ$tän­
dig�n, Beh, verzic:tit�fwer��n,w�n.11. die 
Beeiht.rächtiguogeh ··· gering < sin�, •• .. Ein° 

griffstegelur;ig·•und·Befreiungsvorausset0 

zi.mgen sind abzuarbeiten. Der An� 
tragsteller muss. die entsprechenden 
Schutzgebietsverordnungen vorlegen. 
Alle nach § 3 Abs. 3 UmwRBG aner­
kannten Vereinigungen sind im Ver-

. fahren zu beteiligen. Dies gilt auch 
für die Durchführung eines Plange­
nehmigungsverfahrens. 
Nächste Frage 

. \'�Q�iffüij 
yni;ie11:c;. 

Nächste Frage 

Se Können durch das Vorhaben denkmalrechtlich ge­
schützte Objekte oder Bereiche in Anspruch ge­
nommen oder unmittelbar beeinträchtigt werden? 

ja D + 

Soll einheimische und standortgerechte Vegetation 
auf mehr als 1 ha beseiti t werden? nein 
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6b Soll bauzeitlich oder dauerhaft einheimische und ja D + 
standortgerechte Vegetation auf mehr als 50 m2 besei-
tigt oder zurück geschnitten werden? 

6c Können Verbote des § 44 BNatSchG in Hinblick auf 
Europäische Vogelarten oder Arten des Anhangs IV 
der Richtlinie 92/43/EWG verletzt werden? 

nein� + 
ja D 

· Nein � 
6d Kann das Vorhaben die Barrierewirkung für wandern- ja 

de oder im Bahnbereich lebende Tiere erhöhen? 

Nein � + 
6e Kann das Vorhaben über einen Radius von 500 m ja D 

hinaus sichtbar sein bzw. können Landschaftselemente 
zerstört werden, die über 500m hinaus landschaftsprä-
gend wirken 
und kann das Landschaftsbild im Außenbereich da­
durch über den Radius von 500m hinaus erheblich 
beeinträchti!:it werden? nein � 

6f Kann das Vorhaben über das Betriebsgelände der ja D 
Bahn hinaus sichtbar sein bzw. können über das Bahn-
gelände hinauswirkende landschaftsprägende Elemen-
te beseitigt werden 
und kann das Landschaftsbild dadurch im Außenbe-
reich erheblich beeinträchtigt werden? · nein � 

69 Ist das Vorhaben ja D 
• mit Gewässerbenutzungen nach § 9 WHG verbun­

den, 
• nach den Darstellungen einer Gefahren- oder Risiko­

�arte (§ 74 WHG) einem Überflutungsrisiko ausge­
setzt, 

oder läuft das Vorhaben den Vorgaben eines nein � 
• Risikomanagementplans (§ 75 WHG) bzw. eines 
• Bewirtschaftungsplans (§ 83 WHG) 
zuwider? 

Entscheiqurigsen1pfel:llung (EBA) 

tiii 
Ar1enscfiütiblätter na.cti U niW�ltleitfaden, 
Teil V, • sindyo�µle.g�rr: .wird)ine.lokale 
Population . nacf:lt,�ftig. <. beeinträchtigt; 
wird eihe. lJVP .empfohlen. NächsteFra" 
ge. 

Nächste Frage. 

oie:,No®eri'c1igK�if$in�tqM!f!l:iifmitc1eo 
N . .. ..... .. 
k 

Eräg�:f .. · .. 
Nächste Frage 

if '�::
l

'·�iilr
#

I 
Nächste Frage 
• 
• 

• 

Im:'01,lj 

•:::mit•c1gi9�ii 
...... �i:i:fren 

6h Werden innerhalb eines Überschwemmungsgebietes ja D + li;!Vt::>IWlE<:ti�r:n'pfqfü�fü 

6i 

• Flächen versiegelt, Abflusshindernisse vergrößert 
• der Retentionsraum vermindert 
bzw. werden Gewässer verrohrt/ ausqebaut? nein � + Nächste Frage 
Werden klimatische Ausgleichsräume/ Luftaustausch- ja D 
bahnen in ihrer Funktion erheblich beeinträchti t? nein � 

+ JQW,p:lwir:d>ef:npfoh!e'.n 
+ Nächste Frage 

l
>

··M'&ä;Mtiiß'fi!e"�'lfrcfelj·�w�··��--�®1111111• �-�1m?a»ße--'"'·: ... l-'9•x•�·���t�F <d 
7a liegen sonstige Erkenntnisse vor, die für oder gegen ja 

die Erstellung einer UVP sprechen? 
� + 

nein D + 
7b Können eine oder mehrere der oben aufgeführten 

Fragen nur unter Berücksichtigung von Vermei­
dungsmaßnahmen oder sonstiger Vorkehrungen mit 
,,Nein" beantwortet werden? 

ja D 

nein � 

: · t1SttJ•tr"1!i�1 
weiter mit Endbewertung 
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Zur Beantwortung der Fragen wurde ein Ortstermin durch die Umweltfachkraft durchgeführt : 
C8l ja 
D nicht erforderlich weil 

Eine Liste der herangezogenen Unterlagen und befragten Behörden wird beigelegt. ja D 
nein IBl 

Seite 4 

Die Umwelterklär wurde gern. der Hinweise in 
Anhang II v tän 19, z�effend und auf Grund-
lage der t

. 
ra�:�en ausgefül

.
lt: 

An der Bearbeitung der Umwelterklärung hat als Umweltfachkraft 
(gemäß EBA-Liste) mitgewirkt: 

;,;;;� _/ J� /.2_7 ;�. 
// e F . & �' .... ,;;i;;.; ..... . 

(Sc4e�t) 

· -�rschrift0derürii.;;ä,iiäci,kr;ft·· .. �... .. .:f.::t-��d;;::f1.t>. ;(2_ 

Qualifikation (nur externe Fachgutachter): 

................................. � ............................................. . 



mffl NETZE 

Stuttgart 21 - PFA 1.1 
13. Planänderung: Trassierung Zentrale Baulogistik (Fläche C 2) 

Einzelfallprüfung nach § 3c UVPG (Screening) 
Beiblatt zur Erläuterung gern. Punkt 7 des Formulars zur Umwelterklärung 

Gegenstand der 13. Planänderung zum Projekt Stuttgart 21 im 
Planfeststellungsabschnitt 1.1 ist die Veränderung der Lage zweier Gleise (Gleis 213 
und 239) innerhalb der zentralen Bf!ulogistikfläche C 2. 

Für den PFA 1.1 und die zentrale Logistikfläche wurde im Rahmen der 
Planfeststellung bereits eine umfassende Umweltverträglichkeitsprüfung 

( 
durchgeführt, in der. die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter 

'-- hinreichend dargestellt sind. Des Weiteren wurden in 2010 I 2011 die 
artenschutzrechtlichen Fragestellungen für die zentrale Baulogistik im Rahmen einer 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung umfassend abgearbeitet und Maßnahmen 
zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände durchgeführt. D. h. im 
Zusammenhang mit der jetzt geplanten Veränderung der Lage der beiden Gleise 
innerhalb der zentralen Baulogistikfläche C 2 werden weder umwelt-, noch natur­
oder artenschutzrechtlich zusätzliche Eingriffe verursacht. 

Darüber hinaus wurden im Zuge des 8. Planänderungsverfahrens 
Umsiedlungsmaßnahmen für die Zauneidechse auf der Fläche vorgenommen und 
dadurch das Auslösen von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG vermieden. 
Bei Realisierung der jetzt geplanten Gleisveränderurig ist daher die Auslösung eines 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestandes auf der Fläche auszuschließen. 

Nach Auffassung der Vorhabenträgerin besteht für die Änderung der Planfeststellung 
im Zuge der geänderten Gleisla'ge im PFA 1.1 (Zentrale Baulogistik C 2) daher keine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach den §§ 3e Abs. 1 
Nr. 2, 3c, 3a UVPG. Die Fragen im Formular zur Umwelterklärung wurden deshalb 
durchgehend mit „nein" beantwortet. 

Stuttgart, 19.10.2012 

Gez. Schenk 




